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Noch einmal zur Nualification für den höheren 
politiſchen Verwaltungsdienſt. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
II. 


Was nun inſonderheit die derzeit in Oeſterreich geltenden 
Normen über die Erlangung der Befähigung zur politiſchen Geſchäfts⸗ 
führung betrifft, ſo ſollte man denn doch nicht ſo unbarmherzig über 
dieſelben den Stab brechen, wie dies Dr. von Marenzeller und 
Statthaltereiſecretär Prokeſch zu thun ſcheinen. 

Die kaiſ. Verordnung vom 16. October 1854, R. G. Bl. 
Nr. 262, iſt in manchen Punkten gewiß überholt und veraltet und 
einer Abänderung unzweifelhaft ſehr bedürftig, aber ſpeciell die alge- 
meinen Grundſätze der Prüfungsvorſchrift ſind bis auf einige Details 
im Großen und Ganzen als richtig ſeſtzuhalten. 

Die praktiſche politiſche Prüfung kann mit der zweiten (ſogenannten 
großen) Staatsprüfung des preußiſchen Referendars (§ 7 des Geſetzes 
vom 11. März 1879 und 88 19—22 des Regulativs zu demſelben) 
nicht auf eine Linie geſtellt werden. Man vergeſſe nicht, daß in Oeſter⸗ 
reich drei theoretifhe Staatsprüfungen vor der Zulaſſung zu 
dieſer praktiſchen politiſchen Prüfung abgelegt worden ſein müſſen und 
daß in Oeſterreich für die politiſche Amtsprüfung eigentlich nur mehr 
das Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, oder — um die 
beſtehende Einrichtung richtiger zu kennzeichnen — die Verfaſſungs⸗ und 
Verwaltungsgeſetzkunde erübrigen. Die übrigen Disciplinen ſind 
bereits Gegenſtände der theoretiſchen Staatsprüfungen gewefen und wird 
deren vollſtändige Kenntniß eben ſchon vorausgeſetzt. 

Nach der kaiſ. Verordnung vom 10. October 1854 iſt die 
praktiſche politiſche Prüfung geknüpft an: 

1. die Abſolvirung der Rechtsſtudien und die Ablegung der 
drei theoretiſchen Staatsprüfungen (§ 1), 

2. die Perſolvirung einer einjährigen Praxis im politiſchen 
Dienſte (§ 6), 
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3. die von dem Fleiße und der Verwendung abhängige Zu— 
laſſungsbewilligung (§ 8, Al. 2). 

Die Prüfung iſt nach § 11 ſchriftlich und mündlich und beſteht 
a) die ſchriftliche Prüfung laut § 12 „in der Entwerfung eines Berichtes 
an eine höhere Behörde, in einer Entſcheidung in Parteiſachen über 
eine politiſche Verhandlung oder in der ſchriftlichen Löſung einiger in 
die Feder zu dictirenden Fragen aus verſchiedenen Zweigen der politiſchen 
Verwaltung“ und muß die ſchriftliche (Clauſur- Arbeit binnen einem 
Tage — in der Regel acht Stunden — fertiggeſtellt ſein, — b) die 
öffentliche) mündliche Prüfung in der „Erprobung gründlicher 
Kenntniſſe der beſtehenden öffentlichen Einrichtungen, der den politiſchen 
Beamten in allen Zweigen ihres Dienſtes zu wiſſen nöthigen Geſetze 
und Verordnungen, daher insbeſondere auch der Vorſchriften über die 
directe Beſteuerung, des Organismus, der Manipulationsvorſchriften 
und des Geſchäftsganges der politiſchen Behörden.“ Ferner iſt in 
die Beurtheilung mit einzubeziehen: die „richtige Auffaſſungs- und 
Beurtheilungsgabe, Scharfſinn, praktiſche Geſchäftsgeübtheit und geord— 
neter Vortrag.“ Dauer der mündlichen Prüfung: „ungefähr zwei 
Stunden“ (8 12). 

Betreffs der Reprobation bei der Prüfung beſtimmt § 15, daß der 
Candidat „zur Wiederholung der Prüfung nach Ablauf eines zu beſtimmenden 
Termines, oder nach Umſtänden auch zur Fortſetzung der Praxis durch 
eine gewiſſe Zeit“ angewieſen werden könne. Eine zweimalige Reprobation 
zieht die gänzliche Ausſchließung von der Ablegung dieſer Prüfung 
(alfo vom politiſchen Dienſte) nach fih (8 4). Der geprüfte Concepts⸗ 
prakticant bleibt auch nach der mit günſtigem Erfolge abgelegten 
Amtsprüfung Conceptsprakticant. 

Stellen wir dem die analogen preußiſchen Beſtimmungen entgegen, 
ſo ſehen wir, daß die Zulaffung zu der hier in Rede ſtehenden großen 
Staatsprüfung abhängig iſt: 

1. von der Abſolvirung der Rechtsſtudien und Ablegung der 
erſten Staatsprüfung (88 1—3 des Geſetzes vom 6. Mai 1869), 

2. der Perſolvirung einer vierjährigen Vorbereitungspraxis, 
davon zwei Jahre bei Gerichts- und zwei Jahre bei Verwaltungs⸗ 
behörden, darunter obligatoriſch bei mehreren Inſtanzen ($ 2 des 
Regulativs und § 3 des Qualificationsgeſetzes), 

3. der Anfertigung einer Proberelation aus ſchwierigen Proceß— 
acten bei dem Bezirks-Verwaltungsgerichte, welche von dem Director 
des Gerichtes für probemäßig erklärt worden fein muß ($ 10 Reg.), 

4. der Zulaſſungsbewilligung ſeitens des Regierungspräſidenten 
($ 16 Reg.). 

Auch da ift die Prüfung nach § 7, Al. 1 des Qualifications⸗ 
geſetzes ſchriftlich und mündlich. 

Die ſchriftliche Prüfung hat zwei Arbeiten über Aufgaben aus 
dem Gebiete des Staats⸗ und Verwaltungsrechtes, bezw. der Volks⸗ 
und Staatswirthſchaftslehre zum Gegenſtande (§ 19 Reg.). Dieſe ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten ſind Hausarbeiten und binnen ſechs Wochen oder 
längſtens zwei Monaten der Commiſſion abzuliefern (8 20). 


Die (im Allgemeinen nicht öffentliche) mündliche Prüfung umfaßt 
die im § 7 des Qualificationsgeſetzes bezeichneten Fächer ) und ift mit 
derſelben nach $ 22 Reg. „ein freier Vortrag aus Acten zu verbinden, 
welche dem Referendarius drei Tage vor dem Termine zugeſtellt werden.“ 

Betreffs der Reprobation iſt beſtimmt: 

a) Sind beide ſchriftliche Arbeiten ungenügend, ſo wird der 
Referendar auf ſechs bis neun Monate behufs beſſerer Vorbereitung 
zurückgewieſen. Iſt nur eine derſelben ungenügend, fo wird dem Betref- 
fenden im Laufe derſelben Prüfung eine neue Arbeit aufgegeben. Gelingt 
auch dieſe nicht, fo tritt die Reprobation wie oben ein (§ 21 Reg.). 

b) Mißerfolg bei der Prüfung zieht die Reprobation auf mindeſtens 
ſechs Monate behufs beſſerer Vorbereitung nach fich (8 25 Reg.). 

c) Die Prüfung kann nur einmal wiederholt werden und 
ſchließt eine wiederholte Reprobation von dem höheren Verwaltungsdienſte 
unbedingt aus (§ 26 Reg.). 

Nach mit Erfolg beſtandener Prüfung wird der Regierungsreſe— 
rendar zum Regierungsaſſeſſor ernannt. 

Vergleicht man diefe Beſtimmungen des einſchlägigen öſterreichiſchen 
und preußiſchen Geſetzes, ſo ergibt ſich zunächſt die Erkenntniß, daß die 
preußiſche „Aſſeſſorprüfung“ etwas weſeutlich Anderes iſt, als unſere 
praktiſche politiſche Prüfung. Ferner zeigt ſich, daß dieſe Prüfung in 
Preußen als eine vornehmlich theoretiſche, d. h. ſyſtematiſch wiſſen⸗ 
ſchaftlich angelegt iſt, während ſie bei uns doch als eine mehr praktiſche 
angeſehen wird. Der Schwerpunkt der praktiſchen Ausbildung liegt in 
Preußen in dem Vorbereitungsdienſte bei den verſchiedenen Verwaltungs⸗ 
behörden und in dem diesbezüglich von dem Regierungspräſidenten laut 
$ 16 Reg. auszuſtellenden Atteſte. Unſere Prüfungsvorſchrift ift allerdings 
etwas unklar und unbeſtimmt gehalten; fie ſtellt eine Reihe von Alter- 
nativen, ſtatt beſtimmte, für alle Fälle gleiche und ſtricte Anordnungen zu 
treffen. Was nebenbei noch im $ 12 an „Herz- und Nierenprüfung“ 
des Candidaten der Commiſſion aufgetragen iſt, gehört überhaupt nicht 
zu dieſer Prüfung, ſondern richtig in ein von dem betreffenden Departe- 
mentschef auszuſtellendes (geheimes) Verwendungszeugniß, wie es § 6 
des preußiſchen Regulativs kennt. 

Gehen wir aber die Details unſerer Vorſchriften durch, ſo wer— 
den wir es gleich vom allererſten Punkte ſchon mit deren Schwächen 
zu thun bekommen. Die im § 1 unſerer Vorſchrift für den Eintritt 
in den politiſchen Verwaltungsdienſt aufgeſtellte Bedin⸗ 
gung iſt die Ablegung aller drei theoretiſchen Staatsprüfungen. In 
der Praxis wird von dieſer Forderung oft in der Weiſe abgeſehen, 
daß die Ablegung der dritten Staatsprüfung während des erſten 
Dienſtjahres geſtattet wird. Das iſt jedoch vom Uebel und entzieht den 
betreffenden Conceptsprakticanten in nachhaltigſter Weiſe dem Vor- 
bereitungsdienſte. Es wäre ſtrenge daran feſtzuhalten, zum Eintritte in 
den politiſchen Verwaltungsdienſt nur jene Rechtscandidaten zuzulaſſen, 
welche ſämmtliche drei theoretiſchen Staatsprüfungen mit günſtigem 
Erfolge abgelegt haben, damit auf dieſe Weiſe die der Vorbereitungs— 
praxis geſetzlich ganz zu widmende Zeit dieſer nicht — man kann 
ſagen manchmal zum überwiegenden Theile — entzogen werde. 

Was die Zeit dieſes Vorbereitungs dienſtes und die 
Art desſelben betrifft, ſo wären unſere öſterreichiſchen Einrichtungen 
als nicht zureichend zu bezeichnen und muß man der Befürwortung 
einer Annahme der bezüglichen preußiſchen Normen aus voller 
Ueberzeugung beipflichten. 
langen, könnte man ſich vorläufig darauf beſchränken, eine Verlängerung 
der Vorbereitungspraxis auf mindeſtens zwei Jahre zu 
poſtuliren. Bei dem gegenwärtigen Umfange des politiſchen Verwal- 
tungsdienſtes und bei der Vielartigkeit ſeiner Agenden iſt es geradezu 
unmöglich, in einem Jahre wirklich in die volle Praxis der Verwal⸗ 
tung eingeführt zu werden. Es iſt daher unſere als eine „praktiſche“ 
bezeichnete politiſche Amtsprüfung bei dem Umſtande, als man zu der- 
ſelben durch die eigentliche Praxis doch nur zum geringſten Theile 
vorbereitet wird, in gewiſſem Sinne denn doch wieder eine blos theo— 
retiſche, inſoferne als man ſich zu derſelben doch wieder faſt aus- 
ſchließlich aus dem Buche vorbereitet. Unſere politiſche Amtsprüfung iſt 
bei den gegenwärtigen Verhältniſſen eine zwar un wiſſenſchaftliche, 
aber doch theoretiſche und keine praktiſche Prüfung, keine Prüfung über 


) „Das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, insbeſondere das 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, ſowie die Volkswirthſchafts- und Finanz- 
politik.“ 


Um jedoch nicht zu viel auf einmal zu ber- | 
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die Praxis. Zwei Jahre iſt das Minimum des Vorbereitungsdienſtes, 
wenn dieſer keine bloße Formalität ſein ſoll. Hiebei muß beſonderes Gewicht 
darauf gelegt werden, daß dieſe zwei Jahre der Praxis ganz unge⸗ 
ſchmälert bleiben, daß alſo nach dem Vorbilde des § 15 des preußiſchen 
Regulativs die Zeit, während welcher der Conceptsprakticant dem Vorbe⸗ 
reitungsdienſte „in Folge von Krankheit, Beurlaubung, Einziehung zu mili- 
täriſchen Dienſtleiſtungen oder aus anderen Gründen entzogen war“, 
auf die vorgeſchriebene Zeit von zwei Jahren nur inſoweit in Anrech⸗ 
nung zu bringen iſt, als ſie während eines Jahres den Zeitraum von 
ſechs Wochen nicht überſteigt. Der gegenwärtig manchmal beliebte Bor- 
gang, den Aſpiranten für den politiſchen Verwaltungsdienſt aufzunehmen 
und denſelben ſofort — ſagen wir zur Ableiſtung des Freiwilligen— 
Jahres — auf ein Jahr zu beurlauben, iſt unbillig und unrichtig, wie 
eine unbefangene Erwägung unwiderleglich darthut, abgeſehen davon, daß 
ſeinerzeit ſchließlich ja der Staat die Koſten dieſes ungeleiſteten — nur 
am Papier ſtehenden — Dienſtjahres zu tragen hat. Die Forderung 
nach der Fix irung einer vollen zweijährigen Verwaltungspraxis 
ift nach dem Geſagten gewiß begründet.“) 

Auch betreffs der Verwendung des angehenden politiſchen Beamten 
bei den verſchiedenen Jnſtanzen wäre auf das preußiſche Vorbild zurück— 
zugehen und zu beſtimmen, daß von dieſer zweijährigen Vorbereitungs- 
praxis mindeſtens ſechs Monate auf den Dienſt bei einer 
Bezirksbe hörde zu entfallen haben. Dieſer Vorbereitungsdienſt hätte — 
analog dem § 9 des preußiſchen Reg. — bei einer Landesſtelle 
zu beginnen. Im Ganzen ſoll der angehende Beamte den größeren 
Theil der Vorbereitungspraxis bei der Landesſtelle, und zwar thunlichſt, 
bei allen, gewiß aber bei mehr als einem Departement, und zwar 
im Ausmaße von mindeſtens fünfzehn Monaten perſolviren. Die gegen- 
wärtigen Zuſtände in dieſem Punkte ſind dringend reformbedürftig. 
Wie mancher Verwaltungsbeamte iſt die ganze Vorbereitungspraxis 
von dem Tage des Eintrittes in dieſelbe bis zu der Ablegung der 
praktiſchen politiſchen Amtsprüfung bei einem und demſelben Departe— 
ment der Landesſtelle in Verwendung geſtanden! Die Heranbildung von 
Specialiſten für die einzelnen Referate ſoll aber erſt in einem ſpäteren 
Zeitpunkte eintreten, während der zur Prüfung ſich meldende Candidat 
des politiſchen Dienſtes in alle Zweige desſelben wenigſtens im Allge— 
meinen durch die Praxis Einblick erhalten haben ſoll. 

Was weiters die oben erwähnte Zulaſſungsbewilligung 
($ 8, Alinea 2 der kaiſerlichen Verordnung vom 10. October 1854) 
belangt, ſo wäre dieſelbe in ähnlicher Weiſe einzurichten, wie dies in 
dem preußiſchen Regulativ geſchieht, ſie wäre nämlich nur auf Grund 
eines von ſämmtlichen Amts- und Departementschefs, unter denen der 
betreffende Conceptsprakticant in Verwendung ſtand, unter Berückſichti— 
gung der am Schluſſe des $ 12 der oben berufenen Allerhöchſten Ver- 
ordnung angegebenen Beurtheilungsmomente auszuſtellenden Verwendungs— 
zeugniſſes, welches dem Conceptsprakticanten ſelbſtverſtändlich nicht aug- 
zuhändigen wäre, zu ertheilen. Man wird da ein mehr oder weniger 
doch zutreffendes Bild von der Qualification des angehenden politiſchen 
Beamten erhalten und darnach zu beurtheilen vermögen, ob er zu der 
Ablegung der politiſchen Prüfung zugelaſſen zu werden würdig iſt. 

Dieſe Prüfung ſelbſt anlangend, wären die bezüglichen Beſtim— 
mungen der §§ 12 und 13 unſerer Vorſchrift etwas conciſer zu 
faſſen. Insbeſondere ſoll die ſchriftliche Prüfung darin beſtehen, daß 
der Candidat zwei Verhandlungen in Parteiſachen zur Entſcheidung 
erhält, und zwar in der Art, daß die eine dieſer Verhandlungen in 
erſter, die andere in zweiter Inſtanz entſchieden werde. Dieſe Prüfungs- 
arbeiten müßten eine vollſtändige Darſtellung des Sach- und Rechts⸗ 


2) Für die Candidaten der Richter amtsprüf ung iſt die erforderliche 
vorbereitende Rechtspraxis nach dem Geſetze vom 10. September 1885, R. G. Bl. 
Nr. 136, nunmehr bereits auf zwei Jahre erhöht worden. Erwägt man nun, 
daß das Gebiet des politiſchen Verwaltungsdienſtes im Vergleiche zum Juſtiz⸗ 
dienſte ein ungleich umfangreicheres iſt und daß eine Ungleichheit in der Behand⸗ 
lung dieſer öffentlichen Dienſtzweige rückſichtlich der praktiſchen Vorbereitung für 
dieſelben demnach als eine Anomalie erſcheinen und in der Folge auch zu 
gewiſſen Inconvenienzen führen könnte, ſo ſtellt ſich die im Texte vertretene 
Reform ſpeciell in dieſem Punkte als eine geradezu dringliche, nicht länger 
aufſchiebbare dar. Auch ſollte man ſehr darauf bedacht fein, auch nur den 
Schein zu vermeiden, als ob die in der Vor- und Durchbildung zu einem 
öffentlichen Amte liegende Garantie für die rechte Verwaltung desſelben bei dem 
Juſtizdienſte eine höhere wäre als bei dem politiſchen Verwaltungsdienſte. Ein 
ſolcher Schein wäre nach mand’ einer Richtung mehr als bedenklich, er wäre 
unter Umſtänden geradezu gefährlich. S. diesfalls Bernatzik, Rechtſprechung und 
materielle Rechtskraft, p. 41. 


verhältniſſes, ein begründetes Gutachten hierüber und den Entwurf der — 
immer meritoriſchen — Entſcheidung enthalten. Der Charakter einer 
Clauſurarbeit wäre beizubehalten und der dem Candidaten zu⸗ 
gewieſene Act derart zu wählen, daß er in der Zeit von 4 bis 5 
Stunden in dem oben angedeuteten Sinne bearbeitet werden kann. Die 
ſchriftliche Prüfung wäre an einem Tage, und zwar bei längſtens zehn 
Stunden Arbeit, zu beendigen. 

Demgemäß wäre auch der Stoff der im 8 13 umſchriebenen 
mündlichen Prüfung entſprechend zu präciſiren. Dem Charakter dieſer 
Prüfung als einer vornehmlich praktiſchen gemäß und bei dem Um— 
ſtande, als wir in unſerer dritten Staatsprüſung, beziehungsweiſe dem 
correſpondirenden Rigoroſum, gewiſſermaßen den theoretiſchen Theil der- 
ſelben zu erblicken hätten, würde ſich unſer Prüfungsſtoff bei dieſem Theile 
der politiſchen Amtsprüfung auf die Verfaſſungs- und Verwal⸗ 
tungs⸗Geſetzkunde zu beſchränken haben. Allein im Hinblicke darauf, 
daß das Staats- und das Verwaltungsrecht ſpeciell bei unſerer gegen- 
wärtigen ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung keineswegs jene ernſte 
und eingehende Beachtung als eigener Prüfungsgegenſtand finden, 
welche den Bedürfniſſen des politiſchen Dienſtes vollkommen Rechnung 
trüge und dann auch, daß das ſyftematiſch dargeſtellte Staats⸗ und 
Verwaltungsrecht der einzige Schlüſſel zum Verſtändniſſe der einſchſägigen 
Geſetzeskunde ift, möchte man der Meinung ſein, daß der Prüfungsſtoff 
in unſerem Falle wie folgt umſchrieben werde: Staats- und Verwal— 
tungsrecht und die einſchlägige detaillirte Geſetzeskunde. So würde 
dieſe Prüfung eine eminent praktiſche und dabei doch auch ernſt— 
wiſſenſchaftliche ſein. 

Bei Beurtheilung der Bedeutung dieſer Prüfung muß man ſich 
vor Augen halten, daß deren — im § 7, Al. 2 des preuß. Qualifications⸗ 
geſetzes treffend präciſirtes — Endziel darin beſteht, „feſtzuſtellen, ob 
der Candidat für befähigt und gründlich ausgebildet zu erachten ſei, 
im höheren Verwaltungsdienſte eine ſelbſtſtändige Stellung mit 
Erfolg einzunehmen.“ Es ſoll mit der politiſchen Amtsprüfung implicite 
auch die Prüſung zum Bezirkshauptmanne gemacht ſein, für den eine 
eigene Prüfung zu ſchaffen wahrhaftig ganz überflüffig wäre. 

Es iſt auch der Gedanke aufgetaucht, die Oeffentlichkeit der 
politiſchen Amtsprüfung zu verlangen. Dieſer Vorſchlag wäre richtiger 
abzulehnen. Die Oeffentlichkeit dieſer ſtreng fachlichen Prüfung ſoll wohl 
nicht als Controle der Prüfung verlangt ſein! Es könnte bei uns nicht 
einmal das preußiſche Vorbild des 8 22, Al. 2 Reg. Nachahmung 
finden, welches die Prüfung als nicht öffentlich erklärt, jedoch den 
„Mitgliedern des Staatsminiſteriums ſowie den Directoren und Räthen 
der Miniſterien“ den Zutritt geſtattet. Bei der Verſchiedenheit in der 
Organiſation unſerer — nicht am Sitze der Miniſterien tagenden — 
Prüfungscommiſſion und der analogen preußiſchen Commiſſion wäre 
dieſe Beſtimmung unpraktiſch und dieſe ſehr beſchränkte Oeffentlichkeit durch 
die unſeren Verhältniſſen angepaßte Erweiterung des mit einer licencia 
audiendi zu privilegirenden Beamtenkreiſes nachahmen zu wollen, 
erſchiene denn doch inopportun. 


Nicht zu übergehen wäre hier die eben erwähnte Einrichtung der 
Prüfungscommiſſion. Das in der Sache ſehr beſtechende preußiſche Vorbild 
der einzigen Prüfungscommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte, welche 
dem in der Beamtenſchaſt ſich verkörpernden centraliſtiſchen Geiſte, ebenſo 


wie dem Ernſte und der Bedeutung dieſer wichtigen Amtsprüfung in 


der That wohl am meiſten entſprechen möchte, für unſere Verhältniſſe 
anzupaſſen, dürfte angeſichts der Divergenz unferer fo productiven 
Provinzial- oder, richtiger geſprochen, Landesgeſetzgebung vielleicht manche 
ernſtere Schwierigkeit finden, deren Unüberwind ichkeit man allerdings nur 
ſchwer zugeben möchte. Man wird alſo unter den herrſchenden Verhältniſſen 
bis auf Weiteres bei der derzeitigen Organiſation dieſer Prüfungscom⸗ 
miſſion verbleiben müſſen. Doch wäre eine Abänderung des bezüglichen 
§ 10 dieſer Vorſchrift wenigſtens dahin anzuſtreben, daß die Anzahl der 
Prüfungscommiſſäre erhöht werde. Die preußiſche Prüfungscommiſſion für 
höhere Verwaltungsbeamte beſteht nebſt dem Präſidenten aus vier gleich 
dieſem vom Könige ernannten Examinatoren. Dieſe Zuſammenſetzung dürfte 
fich auch für unſere praktiſche politiſche Amtsprüfung empfehlen, fie würde 
ebenſo auch im entſprechenden Verhältniſſe zu der Stärke der Prüſungscom⸗ 
miſſionen für die theoretiſchen Staatsprüfungen ſtehen und auch der Biel- 
artigkeit und Maſſenhaftigkeit des Prüfungsſtoffes entſprechen. Es 
erſcheint uns dies als mehr denn eine reine Formalität, weil die Ver⸗ 
mehrung der Commiſſionsmitglieder die Prüfung ſelbſt unzweifelhaft 
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tigorofer °) und im Detail auch gründlicher zu machen geeignet ift. 
Und leicht ſoll und darf die politiſche Amtsprüfung eben nicht ſein, 
wenn fie nicht zu einer leeren Formalität herabſinken ſoll. 

Um endlich auf den Schluß der Prüfung — allerdings vorerſt 
in ihrem unerwünſchten Ausgange —, die Reprobation zu kommen, 
dürfte es angezeigt ſein, die Beſtimmungen der 88 4 und 15 unſerer 
Vorſchriſt etwas beſtimmter zu formuliren und insbeſondere feſte Repro- 
bationstermine vorzuſchreiben. Hiebei wäre an den folgenden, im 
Weſentlichen an das preußiſche Vorbild ſich anlehnenden Grundſätzen 
feſtzuhalten: 

1. Sind beide ſchriftliche Arbeiten ungenügend ausgefallen, ſo 
tritt die Reprobation auf ſechs Monate ein, ohne daß der Candidat zu 
der — von der ſchriftlichen durch einen Zeitraum von etwa drei Tagen 
abſtehenden — mündlichen Prüfung zugelaſſen werden dürfte. Iſt nur 
eine dieſer Arbeiten für ungenügend erachtet, ſo findet die mündliche 
Prüfung ſtatt. 

2. Erfolgt die Reprobation bei der mündlichen Prüfung, ſo iſt 
die ganze Prüfung zu wiederholen, und zwar — je nach dem Ergeb- 


nijfe — in den zwei Neprobationsiriften von ſechs Monaten oder 
einem Jahre 
Während des Reprobationstermines iſt die Praxis ſelbſtver⸗ 


ſtändlich fortzuſetzen. 

3. Die politiſche Amtsprüfung kann nur einmal wiederholt werden. 
Die wiederholte Reprobation ſchließt von der Befähigung für den höheren 
politiſchen Verwaltungsdienſt unbedingt aus. 

4. Von der Befähigung für den höheren politiſchen Verwaltungs- 
dienſt bleibt auch Derjenige ausgeſchloſſen, der fich nicht längſtens inner- 
halb des fünſten Jahres von dem Dienſteseintritte an gerechnet um die 
Zulaſſung zu dieſer Prüfung beworben hat, wie ſelbſtverſtändlich auch 
Derjenige, dem die angeſuchte Zulaſſung auf Grund ſeiner nicht entſpre— 
chenden Verwendung nicht bewilligt worden iſt. In letzterem Falle wäre eine 
Berufung an den Miniſter zu geſtatten Eine Verlängerung der obigen 
Friſt über das fünfte Jahr ſoll in keinem Falle ſtattfinden können. 

Haben wir uns im Vorſtehenden mit dem Mißerfolge bei der 
Prüfung beſchäftigt, ſo wollen wir auch auf den Fall des Erfolges ein 
wenig reflectiren. Da möchten wir auf § 8 des preuß. Qualifications- 
geſetzes hinzuweiſen uns erlauben, welcher lautet: „Der Neferendartus, 
welcher die zweite Prüfung beſtanden hat, wird von den Miniſtern der 
Finanzen und des Innern zum Regie rungsaſſeſſor ernannt. . . .“ 

Faſt muß es Wunder nehmen, daß von den Autoren, welche ſich 
jüngſt hier mit unſerer Frage befaßten, dieſes Moment ſo ganz mit 
Stillſchweigen übergangen wurde. Bei uns bleibt der Conceptsprakticant, 
auch nachdem er die Amtsprüfung mit Erfolg beſtanden, nach wie vor 
und bis auf Weiteres — welches Weitere ſich bekanntlich gegenwärtig 
ſchon recht lang hinzieht — noch immer Conceptsprakticant. Iſt dieſe 
Titulatur ſchon an ſich eine wenig glückliche, ſo wird ſie in dem 
Augenblicke nach der Prüfung direct zur völlig unpaſſenden, zur Un- 
wahrheit; denn der geprüfte Conceptsprakticant iſt kein Prakticant mehr, 
ſondern ein fertiger Beamter, welcher die Befähigung zur Bekleidung 
einer ſelbſtſtändigen Stellung im höheren Verwaltungsdienſte erlangt hat. 
Dieſe unglückſelige Titulatur erſchwert in manchen Fällen — und das iſt 
vollkommen ernſt zu nehmen — die Verwendung des jungen, an ſich voll— 
kommen qualificirten Beamten, welcher durch dieſe Titulatur in den Augen 
des Publicums nur zu oft in dem Anſehen und der Würde ſeines Amtes 
beeinträchtigt wird. Ich bitte mir zu geſtatten, hier ein Beiſpiel aus 
der eigenen Erfahrung anzuführen. Ich intervenirte bei einer am Sitze 
der Landesſtelle abgehaltenen größeren Verſammlung als Abgeordneter 
der Regierung. Ich war leider noch immer Conceptsprakticant. Einer 
der Theilnehmer dieſer Verſammlung, welcher einigen Hang zum Stören— 
fried bethätigte, apoſtrophirte mich — in der eclatanten Abſicht, meine 
ohnedies an der Diſtinction erkennbare Subalternität zu höhnen — conſequent 
mit „Herr Prakticaut“. Ich geſtehe, daß ich dadurch in nicht geringe 
Verlegenheit gerieth. Sollte ich den „Concepts-“ zu dem Prakticanten 
reclamiren, oder gar auf den — wie dem Betreffenden beſtimmt 
bekannt war an der Univerſität erworbenen, nicht amtlichen 
Titel des akademiſchen Grades pochen? Aber dem ſetzt man ſich aus 


) In dieſem Sinne hat auch die Verordnung des Miniſters für Cultus 
und Unterricht vom 1. Auguſt 1885, R. G. Bl. Nr. 109, womit einige Vor⸗ 


ſchriften über die theoretiſchen Staatsprüfungen abgeändert werden, im § 6 die 


Erhöhung der Anzahl der Prüfungscommiſſäre bei der rechtshiſtoriſchen Staats⸗ 
prüfung angeordnet. 
** 


und in ultima analysi leidet durch ſolche durchaus nicht gering zu 
ſchätzende Kleinigkeiten auch der Dienſt, deſſen Ernſt und Autorität für 
den einzelnen Fall auf den ſo wenig wohlklingenden Titel eines 
noch dazu abgekürzten — Conceptsprakticanten geſtellt wurde. Schon 
wegen dieſes Titels „Conceptsprakticant“ wäre bei uns eine Beſtim⸗ 
mung wie § 8 des preußiſchen Regulativs, welcher davon handelt, daß 
„ein Referendarius zur commiſſariſchen Verwaltung eines Landraths⸗ 
amtes verwendet, oder mit der Vertretung des Vorſtandes einer Stadt- 
gemeinde beanftragt wird“, geradezu unmöglich. Man denke nur: der 
k. k. Conceptsprakticant und zeitweilige Leiter der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft! Die ganze Autorität der politiſchen Behörde ſtünde auf dem 
Spiele und dies Alles nur wegen des — übrigens — ich wiederhole — 
nach der Prüfung gar nicht mehr zutreffenden „Prakticant“! Fürwahr, 
das Wort iſt's nicht werth! Darum weg damit. Hat der Concepts⸗ 
prakticant die Prüfung beſtanden, dann nehme man ihm den Brafti- 
canten doch gleich weg, nenne ihn Conceptsadjunct oder wie man 
ſonſt wolle. Es muß ja mit der Beförderung im Titel weder eine Er- 
höhung der Rangsclaſſe, noch ſonſt etwas verbunden werden. Dem Staate 
erwüchſe keinerlei Laſt, ob er einen gehaltloſen — ich bitte das Wort 
materiell zu nehmen! — Conceptsprakticanten oder einen ebenſo un- 
beſoldeten Conceptsadjuncten mit dem Charakter der XI. Rangsclaſſe 
in Verwendung hätte, wie es ſchließlich dem einzelnen jungen Beamten 
gleich lange dauert, ob er nun die ſechs Jahre bis zum Concipiſten 
als Conceptsprakticant oder als Conceptsadjunct ſich in Gedulb faßt. 
Aber in der That gewinnen beide Theile, der Dienſt, wie der angehende 
Beamte, indem beiden jene oben berührten Widrigkeiten erſpart 
bleiben. Hätte ich bei jener Verſammlung den ſtolzeren Titel Concepts⸗ 
adjunct geführt, ſo hätte mich die Weglaſſung des bezeichnenden Wortes 
„Concepts⸗“ wahrſcheinlich nicht im Mindeſten alterirt. 

Wenn wir nun noch betonen, daß im Uebrigen den von den Herren 
Dr. von Marenzeller und Statthaltereiſecretär Prokeſch rückſicht— 
lich der Leitung und Beaufſichtigung des Vorbereitungsdienſtes unter 
Hinweis auf das Vorbild des preußiſchen Regulativs gemachten Bor- 
ſchlägen vollſtändig beigepflichtet werden muß und daß die dort dies— 
falls gegebenen Anregungen in der That in hohem Maße beachtens— 
werth find, jo wären wir mit dem einen Theile dieſer den Ausführun⸗ 
gen des Dr. von Marenzeller folgenden Darlegungen am Ziele. 
Wenn wir in dem meritoriſchen Theile derſelben, inſoferne ſie nämlich 
gewiſſe Reformen vertreten, uns recht nüchtern auf dem Boden realifti— 
ſcheſten Poſſibilismus bewegten und uns hüteten, nach himmelanſtreben— 
den radicalen Umwälzungen auf dem erörterten Gebiete zu rufen, wenn 
wir vielleicht manche an ſich zwar ſtringente, aber doch über das Niveau 
des derzeit Erreichbaren hinausragende Conſequenzen aus den eigenen 
Prämiſſen ungefolgert ließen, ſo glauben wir hiefür keinen allzu ſcharſen 
Tadel erwarten zu ſollen. Je dringlicher die Reform in manchen Punkten 
ift, deſto praktiſcher, deſto expeditiver muß fie fein. Darum erſchien es 
angezeigter, die gegenwärtigen Einrichtungen im Großen und Ganzen 
feſthaltend, nur bei deren fühlbarſten Mängeln eine Reſorm anzuregen. 
Vielleicht, daß man das Wenige, da es leicht gewährt werden kann, 
erreicht, wo man wegen des Mehr aller Vorausficht nach eine Fehl— 
bitte gethan hätte. 

Nur Eines hätten wir, bevor wir weiter gehen, gegen eine Stelle 
der Dr. von Marenzel le r'ſchen Erörterungen zu bemerken. Bei 
der Anführung der im § 7, Al. 2 des preußiſchen Regulativs gegebenen 
Norm, derzufolge die Präſidenten der Regierungen ꝛc. und die Direc- 
toren der Bezirks⸗Verwaltungsgerichte dafür Sorge zu tragen haben, 
„daß die Referendare regelmäßig an den Sitzungen dieſer Behörden 
Theil nehmen, die von ihnen bearbeiteten Sachen mündlich vortragen 
und ihre Anſicht in freier Rede entwickeln“ bemerkt Dr. von Maren- 
zeller in einer Fußnote wörtlich: „Bei uns wird dies nicht nur nicht 
gefordert, ſondern nicht einmal geſtattet oder geduldet.“ Das nun ſcheint 
in dieſer Allgemeinheit denn doch nicht ganz richtig und ſind da unſere 
Verhältniſſe gar zu ſehr Grau in Grau dargeſtellt. Ich conſtatire der 
obigen Bemerkung gegenüber thatſächlich, daß bei der Landesſtelle, bei 
welcher der Schreiber dieſer Zeilen in Verwendung zu ſtehen die Ehre 
hat, die der empfohlenen preußiſchen Beſtimmung des § 7, Al. 2 Reg. 
analoge Praxis ſeit vorlängſt geübt wird. Die Conceptsprakticanten 
haben die ihnen zur Bearbeitung überwieſenen Geſchäftsſtücke, deren 
Entſcheidung der collegialen Berathung vorbehalten iſt, in der Gremial⸗ 
ſitzung vorzutragen, ihren Antrag zu ſtellen und denſelben in freiem 
Vortrage entſprechend zu begründen. Daß der Conceptsprakticant in 
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der Regel nur den von ſeinem Departementchefs approbirten Antrag 
bei der Sitzung ſtellen darf und die Theilnahme an der Debatte dem 
Vortragenden im Allgemeinen verwehrt iſt, ſind Beſchränkungen, die 
man aus klarliegenden Opportunitätsgründen acceptiren kann. Jedenfalls 
ift durch die oben dargeſtellte Praxis bei einer Landesſtelle dargethan, 
daß es in dieſem Punkte vornehmlich auf die Entſchließung des Landes⸗ 
chefs ankomme, daß alfo das Hinderniß diesfalls nicht in der geltenden 
Vorſchrift gelegen ſei. Daß die bezügliche Praxis nicht allenthalben 
gleich iſt, mag allerdings zu beklagen ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Auch ein ſtatt der amtlich enthobenen Gemeindevertreter beſtelltes 

Curatorium zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten iſt als 

öffentliche Behörde nach $ 38 C G. G. anzuſehen, — daher 

b) zum Einſchreiten um Vormerkung des aus der ungeregelten 

Verwaltung erlittenen Schadens ob den Liegenſchaften der ent— 
hobenen Gemeindevertreter berechtigt. 

Wegen hervorgekommener Unordnungen in der Verwaltung der 
Gemeinde Y. wurde die bisherige Gemeinderepräſentanz aufgelöſt und 
ſtatt derſelben ein aus einem Vorſtande und vier Mitgliedern beſte— 
hendes Curatorium zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten beſtellt, 
welches dem Landesausſchuſſe ſofort anzeigte, es beabſichtige alle Vor— 
kehrungen, die zur Sicherſtellung des aus der ungeregelten Verwaltung 
des ehemaligen Gemeindevorſtandes erleidenden Schadens geeignet er— 
ſcheinen, insbeſondere die Vormerkung desſelben bis zur Höhe des von 
der Liquidationscommiſſion zu ermittelnden Erſatzbetrages ob den 
Liegenſchaften des geweſenen Stadtvorſtandes und der ehemaligen Stadt— 
räthe einzuleiten. Der Landesausſchuß ertheilte hiezu ſeine Zuſtimmung 
und verordnete unter Einem dem Liquidationscommiſſär, dem Cura- 
torium nach Zulaß des bisherigen Standes der Liquidirung die zur 
Durchführung der Vormerkung erforderlichen Daten mitzutheilen, worauf 
Letzterer die Höhe des bis dorthin ermittelten, von den genannten 
Vorſtandsgliedern im Grunde des § 66 Gemeindegeſetz ſolidariſch zu 
leiſtenden Geſammterſatzes auf 14.000 fl. angab. 

Das Curatorium. Schritt nun bei der Realinſtanz in einer von 
dem Vorſtande und einem Mitgliede desſelben gefertigten Eingabe, welcher 
obiges Decret des Landesausſchuſſes und die oberwähnte Beſcheiuigung 
des Liquidirungscommiſſärs beigeſchloſſen war, um die Vormerkung des 
Pfandrechtes ob den Liegenſchaften des ehemaligen Stadtvorſtehers und 
der geweſenen Stadträthe für die ſolidariſche Schadenerſatzforderung der 
Gemeinde bis zur Höhe von 14.000 fl. und die muthmaßlichen Gerichts 
koſten bis zum Betrage von 100 fl. ein, welchem Begehren die erſte 
Inſtanz ſtattgab, die zweite Inſtanz jedoch über Recurs der Pränotaten 
dasſelbe zurückwies aus Gründen: Die beiden auf dem Geſuche um 
Vormerkung als Einſchreiter gefertigten Vormerkungswerber behaupten 
zwar, im Namen des obberührten Curatoriums zu handeln, haben jedoch 
in keiner Weiſe dargethan, daß ſie thatſächlich dieſes zur Beſorgung 
der Gemeindeverwaltung beſtellte Curatorium repräſentiren und iſt ſohin 
ſchon ihre Activlegitimation zu beſagtem Einſchreiten nicht im Sinne 
des $ 76 G. G. erwieſen. Allein abgeſehen davon, kann ferner weder 
die Gemeinde Y., in deren Namen die Bittſteller als Mitglieder des 
Curatoriums einſchreiten, noch dieſes Curatorium ſelbſt als öffentliche 
Behörde im Sinne des § 38 c G. G. angeſehen werden, inſofern 
es fih um die Verwaltung, des Gemeindevermögens handelt, nämlich 
als Behörde, welche nach ihrem Wirkungskreiſe berufen wäre, von 
Amtswegen die pfandweiſe Sicherſtellung von Erſatzanſprüchen zu Handen 
des Gemeindevermögens zu verfügen. Desgleichen iſt weder aus dem 
Einſchreiten, noch deſſen Beilagen zu erkennen, es handle ſich im vor 
liegenden Falle um Sicherſtellung von Anſprüchen eines unter öffent- 
licher Verwaltung, beziehungsweiſe jener der Gemeinde ſtehenden Fonds. 
Das Privatvermögen der Gemeinde kann aber den im § 38 & G. G. 
erwähnten Fonds oder Anſtalten nicht gleichgeſtellt werden und der 
Umſtand an und für ſich, daß irgend eine Behörde, die ſich übrigens 
weder aus dem Geſuche noch aus deſſen Beilagen entnehmen läßt, 
die Beſtellung eines Curatoriums zur Verwaltung des Gemeindevermögens 
nöthig fand, iſt nicht geeignet, dem Gemeindevermögen den Charakter 
jener im $ 38 c ibid. erwähnten Fonds und Anſtalten aufzuprägen. 
Schließlich kann die Vormerkung auch wegen Abgang des Rechts 
grundes zum Pfandrechte gemäß § 38 ibid. nicht bewilligt werden, 


zumal die Frage, ob und inwieweit jeder der namhaft gemachten Prä- 
taten erſatzpflichtig fei, vorerſt kraft S 66 Gemeindegeſetz im ordentlichen 
Rechtswege ausgetragen werden muß. 

Ueber Reviſionsrecurs des Curatoriums ſtellte jedoch Dr te 
oberſte Gerichtshof gemäß Decretes vom 28. November 1882, Z. 13.737, 
die Erledigung der erſten Inſtanz wieder her aus Gründen: Daß 
der Erſtgenannte unter den Pränotaten Stadtvorſteher, die anderen aber 
Stadträthe in Y. waren und dieſer ihrer Functionen amtlich enthoben 
wurden, daß ferner zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ein 
eigenes Curatorium beſtellt wurde, welches als ſolches auch wirklich 
fungirt, kann im Hinblicke auf das Decret des Landesausſchufſes und 
der Beſcheinigung des Liquidationscommiſſärs nicht bezweifelt werden. 
Demgemäß iſt aber dieſes Curatorium zufolge § 105 Gemeindegeſetz 
zur Vertretung der Gemeinde M. beruſen und berechtigt, und ebenſo 
ſind auch die Pränotaten aus der unregelmäßigen Führung ihrer Aemter 
der Stadtgemeinde verantwortlich und erſatzpflichtig. Die Höhe dieſer 
Erſatzſorderung ift bis zur Summe per 14.000 fl. durch den beiliegenden 
Erlaß des Landesausſchuſſes und die Beſcheinigung des Liquidirungs⸗ 
commiſſärs genügend dargethan, und es kann weiters kein Zweifel 
darüber obwalten, daß die Gemeinden betreffs der ungeſchmälerten Er- 
haltung ihres Vermögens unter die beſondere Obſorge der öffentlichen 
Verwaltung geſtellt ſind, und daß daher auch von Amtswegen das 
Geeignete zur Sicherſtellung von Erſatzforderungen gegenüber jenen 
Organen aus ihrer Amtsführung vorzukehren iſt, welche mit der 
Verwaltung des Gemeindevermögens und der durch die Gemeinde er— 
haltenen Anſtalten betraut waren. Als eine ſolche Vorkehrung ſtellt ſich 
ſicherlich auch die von Seite des Landesausſchuſſes dem gedachten 
Curatorium ertheilte Ermächtigung zur Einleitung der Sicherſtellung 
jenes Schadens dar, welchen die Gemeinde aus der Amtsgebarung der 
Pränotaten erlitten hat und da nach dem Amtsberichte der erſten Inſtanz 
der erſte Einſchreiter Vorſtand, der andere Mitglied des Curatoriums 
iſt, ſo muß ihr Vormerkungsgeſuch auf Grund der beſagten Ermächtigung 
als Einſchreiten einer öffentlichen Behörde im Sinne des § 38 c ibid. 
gelten. —1. 


Anſuchen um Namensänderung in Nückſicht auf ſpätere Adoption. 


Victor Z., geboren 1879, ehelicher Sohn des Peter und der 
Joſepha Z, wurde nach dem Tode feines Vaters im Jahre 1881 von 
den Eheleuten Hubert und Heuriette C. in die Pflege genommen und 
an Kindesſtatt gehalten. In dieſem Verhältniſſe befand er ſich bei der 
ſpäter verwitweten Henriette C. in S. 

Letztere reichte im Auguſt 1885 bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in A. ein an das Miniſterium des Innern gerichtetes Geſuch ein, 
worin ſie um die Namensänderung für ihr Pflegekind von „Zöllner“ 
in „Chmelak“ bittet, damit das Kind ſchon frühzeitig durch die Gleich- 
heit des Namens ſeiner künftigen Adoptivmutter näher gebracht werde. 
Sie beabſichtigte nämlich, ſobald bei ihr die Vorausſetzungen des $ 180 
a. b. G. B. eintreten, das Kind zu adoptiren. 

Laut einer beigeſchloſſenen Erklärung war die Kindesmutter, mun- 
mehr wiederverehelichte T., mit der angeſtrebten Namensänderung ein- 
verſtanden. Einen Vormund hatte das Kind nicht. 

Die Statthalterei beſchied unterm 3. October 1885, Z. 24.248, 
die Petentin dahin, daß ihr Anſuchen ſolange nicht in Verhandlung 
gezogen werden kann, als nicht die von ihr beabſichtigte Adoption des 
Kindes im gerichtlichen Wege durchgeführt erſcheint. 

Ueber den von Henriette C. gegen 1 Beſcheid ergriffenen 
Meiniſterialrecurs hat das k. k. Miniſterium des Innern am 21. Novem- 
ber 1885, 3. 18.043, nachfolgend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Henriette 
C. bei dem Abgange beſonders rückſichtswürdiger Gründe keine Folge 
zu geben. 

Hiebei wird der k. k. Statthalterei bemerkt, daß nach § 182 
a. b. G. B. eine weſentliche rechtliche Wirkung der Annahme an 
Kindesſtatt darin beſteht, daß die augenommene Perſon den Namen des 
Wahlvaters oder der Wahlmutter erhält, zugleich aber ihren vorigen 
Familiennamen beibehält, daß ſonach die Durchführung der beabſichtig— 
ten Adoption nicht nur nicht den Vorausſetzungen zu der erbetenen 
Namensänderung bildet, ſondern letztere mit der erſteren geradezu un- 
vereinbar wäre, weshalb die Motivirung der angefochtenen dortämtlichen 
Erledigung als gänzlich verfehlt bezeichnet werden muß.“ W. 
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Geſetze und Verordnungen. 


1885. J. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. 

Nr. 23. Ausgeg. am 24. Februar. — Kundmachung des k. k. Handels- 
miniſteriums vom 16. Jänner 1885, Z. 1224, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Kundmachung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 24. Jänner 1885, Z. 2080, betreffend ungiltig 
gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Verordnung des 
Finanzminiſteriums vom 20. Februar 1885, womit das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten ift. 

Nr. 24. Ausgeg. am 26. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsmini— 
ſteriums vom 13. Februar 1885, Z. 4545, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend Stempelfreiheit der Fahrkarten bei Beför⸗ 
derung von Schüblingen. — Bewilligung zum Baue und Betriebe für eine Ber- 
längerung der beſtehenden aus der Schwimmſchulſtraße zum ſtadtiſchen Bade 
führenden Pferdebahnlinie. 10. Februar. Z. 3103. — Agiozuſchlag zu den 
Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 
24. Februar. 

Nr. 25. Ausgeg am 28. Februar. 

Nr. 26. Ausgeg am 3. März. — 

Nr. 27. Ausgeg. am 5. März. — 

Nr. 28. Ausgeg. amı 7. März. — — — 

Nr. 29. Ausgeg. am 10. März. Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 22. Februar 1885, 3. 5858, an die Verwaltung der a. priv. Kaiſer 
Ferdinands-Nordbahn, betreffend 1 Erſtellung entſprechender Tarife für gali- 
ziſches Petroleum. — Erlaß des k. Handelsminiſters vom 1. März 1885, 
3. 5848, an die Verwaltungen en öſterreichiſcher Eifenbahnen, he 
die Auslegung der 2. Anmerkung zu $ 45 des Betriebsreglements. Erlaß 
des k. k. Handelsmmiſteriums vom 22. Februar 1885, Z. 46.089 ex 1884, au 
die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffeud das mög— 
liche Vorkommen von Exploſivkörpern als Reiſegepäck oder Fracht. — Erlaß des 
k. k. Handelsminiſteriums vom 28. Februar 1885, Z. 7130, au die Verwal- 
tungen ſämimtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die beſonders ſorgfältige 
Durchführung der Viehwagen-Desinfection. — Bewilligung zur Vornahme tech 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Reichenberg nach Böhmiſch-Leipa. 
21. Februar. 3. 45.830 ex 1884. 

Nr. 30. Ausgeg. am 12. März. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine als Straßen-Dampftramway auszuführende Localbahn von 
Lieſing nach Inzersdorf am Wienerberge. 9. Februan 3. 415. — Bewilli⸗ 
gung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn zur Zuckerfabrik in Vorkloſter. 
26. Februar. Z. 6511. 

Nr. 31. Ausgeg. am 14. März. 

Nr. 32. Ausgeg. am 17. März. 

Nr. 33. Ausgeg. am 19. März. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 10. März 1885, Z. 3245 I1, an die Verwal- 
tungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Publicirung der 
rückſichtlich der Lagerung von Gütern beſtehenden Begünſtigungen. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von 
Pöltſchach oder Wobon oder einem ſonſtigen geeigneten Punkte zwiſchen den 
Stationen Pöltſchach und St. Georgen über Sauerbrunn und Rohitſch zur 
fteierifch-eroatifchen Landesgrenze in der Richtung gegen Krapina. 11. März. 
Z. 2986. Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine nor- 
malſpurige Localbahn von Jaslo nach Dembica. 14. Februar. Z. 4294. 

Nr. 34. Ausgeg. am 21. März. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 18. März 1885, womit für April 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
Erſtreckung des Termines für die Bauvollendung und Inbetriebſetzung der 
Localbahnlinie von Rudelsdorf nach Landskron. 5. März. 3. 7694. Bewilli⸗ 
gung zur Vornahme techuiſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn 
von Freudenthal nach Troppau. 11. März. Z. 45.945 ex 1884. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Staatz nach Unter- 
Gänſerndorf. 12. März. Z. 44.427 ex 1884. 

Nr. 35. Ausgeg. am 24. März. Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 14. März 1885, Z. 2288, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwal— 
tungen, betreffend die Hinausgabe eines „Anzeigeblattes für die Verfügungen 
über den Viehverkehr auf Eiſenbahnen und deſſen Regelung aus Anlaß anſtecken⸗ 
der Thierkrankheiten“. 

Nr. 36. Ausgeg. am 28. März. 
vom 28. Februar 1885, Z. 7886, 


Erlaß des k. k. 
an die Verwaltungen 


Handelsminiſters 
ſämmtlicher öſterrei⸗ 


chiſcher Eiſenbahnen, betreffend das Verhalten in Unfällen bei Poſtambulancefahrten. 
— Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf deu böſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Eiſenbahnen. 24. März. 

Nr. 37. Ausgeg, am 31. März. — — — 

Nr. 38. Ausgeg am 2. April. Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
18. März 1885, B. 19.902, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Verbeſſerung der Einrichtungen in den Stationen zur 
vorübergehenden Aufbewahrung des Reiſegepäckes. — Bewilligung zur Vornahme 


techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Wiener Neuſtadt nach Wöllers⸗ 


dorf mit einer Abzweigung nach Fiſchan. 27. Februar. 3. 1156. Verfügung 
des k. k Handelsminiſteriums vom 20. März 1885, B. 8286, betreffend die 
Fahrtrichtung in der doppelgeleiſigen Strecke Stadlau-Marchegg⸗Landesgrenze der 
priv. öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahn-Geſellſchaft. 

Nr. 39. Ausgeg, am 4. April. — 

Nr. 40. Ausgeg. am 9. April. — Erlaß des k. k. Miniſteriums des 


Innern vom 30. März 1885 8. 4803, an alle Landesſtellen, betreffend die Ver⸗ 


einfachung der Vorſchriften, wegen Mittheilung der bezüglich der Rinderpeſt und 
anderer anſteckender Thierkrankheiten getroffenen Verfügungen an die Bahnver- 
waltungen, beziehungsweiſe betreffend die Hinausgabe eines „Anzeigeblatt für 
die Verfügungen über den Viehverkehr auf Eiſenbahnen und deſſen Regelung aus 
Anlaß anſteckender Thierkrankheiten“. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 1. April 1885, 3. 10.816, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend die Hmausgabe von Grundzügen der Vorſchriften für die Ans- 
führung des Verkehrs- und Trausporkdienſtes bei Seeundär-(Omnibus- Zügen 
auf Eiſenbahnen mit normalem Betriebe. — Verordnung des k. k. Handelsmini— 
ſters vom 1. April 1885, B. 10 816, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen, betreffend die Einführung von Grundzügen der Vorſchriften für die 
Ausführung des Verkehrs- und Transportdienſtes bei Seeundär- (Omnibus— 
Zügen auf Eiſenbahnen mit normalem Betriebe. 

Nr. 41. Ausgeg. am 11. April. — Abdruck von Nr. 28 R. G. Bl. - 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Tannwald nach Wurzelsdorf. 20. März. 3. 6370. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Libuſchin nach 
Neuhütten, eventuell Althütten. 23. März. Z. 44.865 ex 1884. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Fürſtenfeld nach 
Rettenegg. 29. März. Z. 4542. 

Nr. 42. Ausgeg. am 14. April. — — — 


Nr. 43. Ausgeg. am 16. April. — Bewilligung zur Vornahme tech- 


niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Saalfelden nach 
Lofer. 3. April Z. 7583. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine normalſpurige Localbahn von Groß-Seelowitz nach Eibenſchütz und 
Oslawan mit einer Abzweigung nach Alexowitz. 3. April. Z. 8434. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Local— 
bahn von Spratzern nach Kirchberg an der Pielach. 24. März. Z. 8776. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal- eventuell 
ſchmalſpurige Straßen-Dampftramway von Weilersdorf nach Gainfarn mit Ab- 
zweigungen. 18. März. Z. 7407. 
Nr. 44. Ausgeg. am 18. April. — — — 
Nr. 45. Ausgeg. am 21. April. — — — 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Dr. Benediet Grafen Giovanelli-Gerſt⸗ 
burg zum Statthaltereirathe und Referenten in Schulangelegenheiten für Trieſt, 
Görz⸗Gradisca und Iſtrien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Miniſterium des Innern 
Karl Schaumburg anläßlich deſſen Penſionirung den Adelſtand mit dem 
Ehrenworte Edler allergnädigſt verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Poſtcontrolor Armand Pro- 
haska in Wien den Titel und Charakter eines Poſtverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Diſtrictsarzte zu Griffen in Kärnten Franz 
Herzog das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Regierungsſecretär Frang Kitt! und den Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterium 
des Innern Hugo Freiherrn Con rad von Eybesfeld zu Bezirkshauptmännern 
und den Bezirkscommiſſär Otto von Hellrigl zum Regierungsſecretär im Herzog- 
thume Salzburg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſeeretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht Friedrich 
Freiherrn von Schweickhardt und den im Miniſterium des Innern in Ber- 
wendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Stanislaus Grafen Pininski zu Mini- 
ſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 
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Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Jofeph Grafen Thun-Hohenſtein zum Bezirkshauptmanne 
in Böhmen ernannt. 

Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterialconcipiſten 
Dr. Leo Beck und die Bezirkscommiſſäre Otto Ritter von Fraydenegg⸗ 
Monzello und Hieronymus Grafen Platz zu Minifterial-Bicejeeretären im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die Conceptsprakticanten 
Karl Freiherrn von Eſchenburg und Oskar Ritter von Lidl zu Miniſterial⸗ 
coneipiften im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der Tabakhauptfabrik in Hainburg 
Anton Jarolimek zum Secretär dieſer Fabrik ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Max Zeisberger zum 
Rechnungsrathe der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Jugenieursſtelle im oberöſterreichiſchen Staatsbaudienſte in der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 78.) N 

Hauptcaſſe⸗Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe im Status der 
alpinen Salinenverwaltung mit Naturalwohnung, Holz- und Salzdeputat gegen 
Caution, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Sanitätsaſſiſtentenſtelle für den Sanitätsdienſt in Schleſien mit 500 fl. 
Adjutum jährlich, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 79.) , 

Statthaltereiſecretärsſtelle in Mähren in der achten Rangsclaſſe, bis 
20. April. (Amtsbl. Nr. 80.) 

Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection Idria mit 1200 fl., Reife- 
pauſchale von 400 fl. und freier Wohnung, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 81.) 

Bezirkshauptmanusſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina, 
bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 83.) 


Verla g 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Neu in zweiter ergänıter und verbesserter Auf lage erschien: 
Die 
Oesterreichische Gewerbe-Ordnung. 


Mit Rücksicht auf das praktische Bedürfniss erläutert und mit For- 
| mularien versehen 


von 
Dr. Ferd. Seltsam und Edm. Posselt 
Secretär Coneipist 
des Magistrates der k. k. Haupt- und Residenzstadt Wien. 
XVIII und 632 Seiten gr. 8. Preis 3 fl., gebunden in engl. Leim 
wand 3 fl. 60 kr. 


Die freundliche Aufnahme der ersten Auflage dieses Werkes und 
die Fortschritte auf dem Gebiete der Gesetzgebung haben 
wartet kurzer Zeit eine neue Ausgabe nothwendig gemacht. 

Die Verfasser waren bemüht, die Tendenzen, welche der ersten 
Arbeit zu Grunde gelegen sind, weiter auszubauen und die seither 
ge-ammelten Erfahrungen zum Besten des Werkes entsprechend 
verwerthen. 

Die Bestimmungen, auf welche das Kundmachungspatent vom 
20. December 1859 verweist und welche ausser diesem Buche bis- 
her 


in uner- 


zu 


noch nirgends systemmässig zusammengestellt erschienen sind, 
wurden eingehender entwickelt, die Erläuterungen der eigentlichen 
Gewerbeordnung, die Ansammlung von Partikularentscheidungen und 
praktischen Formularien angemessen vermehrt, einzelne Theile voll- 
ständig umgearbeitet, endlich im Anhange eine Reibe von Gesetzen 
angeschlossen und erläutert, welche der Praktiker gerne zur Hand hat. 

Gleichzeitig wurde auch die äussere Anlage des Buches in eine 
dem Bedürfnisse näher liegende Form gebracht, namentlich der Gesetzes- 
text durch eine hervortretende Schriftgattung von den Verordnungen ete. 
streng geschieden und das Register reichlich erweitert, um die Uebersicht 
des massenhaften Stoffes zu erleichtern. 

So möge denn auch diese neue Ausgabe des für die Praxis 
ausgezeichneten Buches die weiteste Verbreitung finden. 


DEE Hieu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 48 der Erkenntniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


